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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 11/6853 — 


Aufhebbare Sechste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

1. Klarstellung der Zulässigkeit von Allgemeinverfügungen im 
Außenwirtschaftsrecht; davon soll zur Erleichterung des Intra- 
COCOM-Handels Gebrauch gemacht werden. 

2. Zur Vorbeugung gegen Mißbrauch eindeutige Anordnung der 
Nichtgeltung von Ausfuhr-Befreiungsvorschriften, wenn em- 
bargo-politisch relevant. 

3. Aktualisierung von EG-Vorschriften über Stahlausfuhren nach 
den USA. 

4. Hinausschieben der Abgabe und Auswertung der gesonderten 
Ausfuhr erklärung um ein Jahr. 

5. Einführung einer Durchfuhrgenehmigungspflicht für Hänge- 
gleiter nach dem Libanon, Libyen und Syrien. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung, deren Aufhebung 

nicht verlangt werden soll. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Biindestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung — Druck- 
sache 1 1/6853 — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 30. Mai 1990 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Kittelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Kittelmann 


Die Forderung der Bundesregierung wurde gemäß 
§ 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges in Drucksache 11/7032 Nr. 2.1 vom 27. April 1990 
an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte überwie- 
sen, den Bericht dem Plenum bis spätestens 21. Juni 
1990 vorzxilegen. 

Die Verordnung wurde am 27. März 1990 im Bundes- 
gesetzblatt Teil I Nr. 14 verkündet. Sie enthält Rechts- 
änderungen in folgenden Bereichen: 

1. Mit Ergänzung des § 1 hat die Bundesregierung 
klargestellt, daß es auch im Außenwirtschaftsrecht 
die Möglichkeit allgemeiner Genehmigungen gibt. 
Das Intra-COCOM-Handelsverfahren mit strategi- 
schen Waren wird durch die Erteilung einer Allge- 
meinen Genehmigung für die Ausfuhr von be- 
stimmten in Teil I Abschnitt C der Ausfuhrliste ge- 
nannten Waren und von Unterlagen zur Fertigung 
dieser Waren in den COCOM-Mitgliedstaaten er- 
leichtert. Für die Ausfuhr dieser Waren in die 
COCOM-Mitghedstaaten ist unter den in der All- 
gemeinen Verfügung genannten Voraussetzungen 
eine Einzelausfuhrgenehmigung nicht mehr erfor- 
derlich. Diese Allgemeine Genehmigung für den 
Intra-COCOM-Handel ist im Bundesanzeiger 
Nr. 61 vom 28. März 1990 veröffentlicht. 

2. Zur Vorbeugung gegen Mißbrauch wurde eindeu- 
tig angeordnet, daß bestimmte Ausfuhrbefreiungs- 
vorschriften auch bei den Listen D und E nicht gel- 
ten sollten. 

3. Wegen des Ende 1989 erneut vereinbarten Stahl- 
lieferabkommens der Europäischen Gemeinschaft 
mit den USA wurde die in der Außenwirtschafts- 
verordnung zitierten EG-Rechtsakte aktuahsiert. 
Die Vereinbarungen der EG mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die gemeinschaftlichen 
Ausfuhren von Stahlerzeugnissen stellen mit eini- 
gen Modifizierungen die Fortsetzung der euro- 
päisch-amerikanischen Absprachen über eine 


Ausfuhrbeschränkung der EG dar, die bis Ende 

1989 gegolten haben. 

4. Die Fünfte Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung bezweckte u. a., die Mög- 
lichkeit der Auswertung der Ausfuhrerklärung 
bzw. der ersatzweise abzugebenden Meldungen 
durch Ausfuhrüberwachungsbehörden zu schaf- 
fen. Die dazu erforderliche Beschaffung von Daten- 
verarbeitungsanlagen ist als öffentlicher Auftrag 
erst im weiteren Verlauf des Jahres möglich. Daran 
schließt sich eine Einarbeitungs- und Probezeit an, 
die bis in das Jahr 1991 reicht. Die Realisierung des 
Vorhabens erscheint daher frühestens zum 1. April 
1991 möglich. Das ursprüngliche Datum 1. April 

1990 mußte entsprechend hinausgeschoben wer- 
den. Auch der Wirtschaft ist an dieser rechtiich ein- 
deutigen Klarstellung gelegen. 

5. Die mit der 64. Verordnung zur Änderung der Aus- 
fuhrliste eingeführte Ausfuhrgenehmigungspflicht 
für Hängegleiter wird um eine Genehmigimgs- 
pflicht für die Durchfuhr ergänzt, wenn Empfangs- 
land dieser Geräte der Libanon, Libyen oder Syrien 
ist. Die Kontrolle ist wegen konkreter Hinweise auf 
beabsichtigte Durchfuhren solcher Geräte durch 
terroristische Gruppen erforderlich geworden. Be- 
reits in der Vergangenheit ist derartiges Gerät bei 
Überfällen terroristischer Gruppen eingesetzt wor- 
den. Die Lieferung der für Gewaltaktionen ver- 
wendbaren Geräte durch das Wirtschaftsgebiet 
würde die auswärtigen Beziehungen der Bundes- 
republik Deutschland — vor allem zu Israel — er- 
heblich stören. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Verordnung der 
Bundesregierung in seiner Sitzung am 30. Mai 1990 
beraten und einstimmig beschlossen, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, von seinem Aufhebungs- 
recht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 30. Mai 1990 


Kittelmann 

Berichterstatter 
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